
ben, in Westdeutschland das Glück ihres Lebens zu 
finden. Weiterhin ist sie der irrigen Meinung ver
fallen, durch den abschlägigen Bescheid eines Ange
stellten der Volkspolizei, legal nicht nach Westdeutsch
land gehen zu können und deshalb gezwungen zu sein, 
illegal nach Westdeutschland verziehen zu müssen. 
Es ist richtig, daß in der Verfassung der DDR ver
ankert ist, daß jeder Bürger seinen Wohnsitz frei wäh
len kann. Es muß aber erkannt werden, daß unsere 
Verfassung eine Verfassung auf lange Sicht ist mit dem 
Ziele der Einheit Deutschlands. Die Einheit Deutsch
lands wurde im Potsdamer Abkommen festgelegt und 
auf dieser Grundlage vollzog sich die Bildung unserer 
DDR. Daß wir bis heute diesen Stand noch nicht er
reicht haben, liegt nicht an der Politik und den Men
sen unserer Regierung und ist nur eine Folge der 
Spaltungspolitik der Bonner Regierung. Ein legaler 
Verzug nach Westdeutschland ist durchaus möglich, 
jedoch nicht so ohne weiteres, sondern nur in bestimm
ten Fällen. Zur Ausreise auf legaler Basis ist unbedingt 
die Genehmigung unserer Regierung erforderlich und 
bedarf eines besonderen Antrages. Der Angeklagte Kurt 
Berthold hat durch sein Handeln und die falsche Ein
stellung zur Arbeit in unserer DDR nicht nur seine 
eigene Familie, sondern auch die nahesten Verwandten 
seiner Frau unglücklich gemacht, indem er diese aus 
einem Abhängigkeitsgefühl heraus zu strafbaren Hand
lungen verleitete und sie diese auch begingen. 
Besonders befremdend wirkt auf das Gericht die vom 
Angeklagten K. Berthold in einem Brief an eine be
freundete Familie zum Ausdruck gebrachte Stellung
nahme, die auf d a s  L e b e n  in unserer DDR abzielte 
und erkennen läßt, daß der Angeklagte unserer raschen 
Entwicklung nicht gefolgt ist und die Aufbauerfolge 
unserer Werktätigen der DDR nicht anerkennt. Ein 
Mensch, der sich offen äußert und sagt: „Aber ich werde 
nie ein Sklave sein können und ebensowenig ein Bol
schewist“, gibt zu erkennen, daß er niemals am Aufbau 
eines sozialistischen Staates interessiert ist und unsere 
Gesellschaftsordnung anerkennt.
Sein strafbares Handeln sollte und ist zum Nachteil 
unserer Gesellschaft geschehen. Es ist deshalb die not
wendige Folge, daß sich die Gesellschaft von einem 
solchen Menschen distanziert.
Die ausgeworfenen Strafen, für den Angeklagten Kurt 
Berthold 7 Jahre Zuchthaus, für den Angeklagten
H. Ficker die Mindeststrafe von 5 Jahren Zuchthaus, 
wird deshalb für imbedingt erforderlich angesehen. 
Gleichzeitig erfolgt die obligatorische Einziehung des 
Vermögens beider Angeklagter.
Für das strafbare Verhalten der Angeklagten Marianne 
Berthold wird eine Gefängnisstrafe von 1 Jahr unbe
dingt erforderlich, aber auch ausreichend angesehen. 
Da zu erwarten ist, daß sie ihr strafbares Handeln ein
sieht und jetzt an der Seite ihrer Kinder würdig Mutter
stelle zu vertreten hat und auch sonstigen moralischen 
Verpflichtungen Folge leisten muß, wird sie auch dem 
Aufbau unseres demokratischen Staates sich zur Ver
fügung stellen müssen.
Die Kostenfrage beruht auf §§ 352 ff. StPO.

gez. Jaschek gez. Gömer gez. Hanschmann

*

Frau Ellen S i e b e n e i c h e r  wollte im. Mars 1953 zu 
ihrer Tochter nach Westberlin fahren. Es stand noch 
nicht endgültig fest, ob sie für die Dauer in Westberlin 
oder ob es nur ein längerer Besuch bleiben würde. Sie 
nahm eigenes Bargeld in Höhe von 4SI,— DM-Ost und 
einige ihr gehörige Schmucksachen mit, außerdem Klei
dungsstücke und Wäsche. Dieser Sachverhalt stellte 
nach Ansicht des Kreisgerichts Jena einen besonders

schweren Fall eines Verbrechens gegen das Gesetz zum 
Schutz des innerdeutschen Handels dar. (Vergl. „Un
recht als System“, Band 1, Dokument 150, Seite 140.) 
Frau Siebeneicher wurde zu 5 Jahren Zuchthaus und 
Vermögenseinziehung verurteilt.
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Im  N a m e n  d e s  V o l k e s !

Strafsache
gegen

die Ellen S i e b e n e i c h e r ,  geb. Gumpert, geb. 
am 18. 4. 1901 in Mupperg, wohnhaft Kahla, Saal
straße 9

wegen
Verstoßes gegen HSchGes.

Die Strafkammer des Kreisgerichts Jena (Land) hat in 
der Sitzung vom 15. Mai 1953, an der teilgenommen 
haben:

Kreisgerichtsdirektor S c h u l t e  
als Vorsitzender,
Angest. Franz Schilling, Kahla,
Arbeiter Otto Hagenauer, Camburg 
als Schöffen,
Staatsanwalt V o g e l
als Vertreter der Staatsanwaltschaft,
Justizangestellte Wittenberg 
Protokollführer,

für R e c h t  erkannt:
Die Angeklagte wird wegen Verstoß gegen § 2 
Abs. 2 Ziff. 7 HSchGes. zu

5 — fünf — Jahren Zuchthaus
und zu den Kosten des Verfahrens verurteilt. Das 
Vermögen der Angeklagten wird eingezogen. Die 
erlittene Untersuchungshaft wird auf die Strafe 
angerechnet.

Aus den Gründen:
Die Angeklagte ist 52 Jahre alt. Sie war in Sonneberg 
verheiratet und hat dort zusammen mit ihrem Ehe
mann ein Kohlengeschäft betrieben. Der Ehemann ist 
im Jahre 1950 illegal nach Westdeutschland gegangen 
und im Jahre 1951 wurde die Ehe geschieden. Die An
geklagte hat zwei erwachsene Töchter, die eine wohnt 
hier, die andere in Westberlin. Bis zum Jahre 1952 hat 
die Angeklagte ihr Kohlengeschäft in Sonneberg weiter 
betrieben, dann wurde sie auf Grund der Maßnahmen 
an der Demarkationslinie nach Kahla evakuiert. Einem 
Beruf ist sie in Kahla nicht nachgegangen, sie hat für 
andere Leute Strickarbeiten verrichtet.
Am 20. März 1953 wollte die Angeklagte zu ihrer Toch
ter nach Westberlin fahren. Den Entschluß hat sie 
schon einige Zeit vorher gefaßt und einen Teil ihrer 
Habe in 15 bis 20 Päckchen, darunter waren auch 
einige größere Pakete, nach Westberlin geschickt. Sie 
begab sich mit dem Zug von Kahla nach Rudolstadt, 
um dort in den D-Zug Saalfeld—Berlin einzusteigen. 
Sie nahm ihr Bargeld in Höhe von 461,— DM, 1 silb. 
Kaffeelöffel, 1 Brosche, 1 Edelstein, 1 Paar Ohrringe 
(silb.), lP a a r  Ohrringe (Gold mit rotem Stein), lP a a r  
einzelne Ohrringe (Gold), 1 Verschraubung für Ohr
ringe (Gold), 1 gold. Brillantring und 1 silb. Ring mit. 
Daneben hatte sie noch Kleidungsstücke und Wäsche 
in ihrem Koffer verpackt. Bei einer Kontrolle, die auf 
dem Bahnhof Rudolstadt stattfand, wurde sie in Haft 
genommen.
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